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Liebe Leserinnen und Leser 
 
 
Wenn ich in meiner Jugend auf halbem 
Weg stehen blieb, kam prompt die Er-
mahnung «wer A sagt, muss auch B sa-
gen». So fühlt es sich an, wenn wir 
heute das anstehende 14 Millionen 
teure Kindergartenprojekt und das 
Budget 2024 in unserer schönen Stadt 
anschauen. Derartige Grossprojekte zu 
Gunsten unserer Kinder müssen finan-
ziert werden und ohne Steuererhöhung 
geht das eben nicht. So habe ich an der 
letzten Stadtratssitzung dem Budget 
zugestimmt, dies allerdings mit ge-
mischten Gefühlen. Gemischt deshalb, 
weil ich für einige Fragen keine Antwort 
weiss: 
 
Haben alle 8 Kindergärten synchron 
den gleichen schlechten Zustand er-
reicht, so dass eine Etappierung nicht 
möglich wäre? 
 
Müssen Kindergartenprojekte über ei-
nen teuren Wettbewerb ausgeschrie-
ben werden oder hätte man mit Vorar-
beit des Stadtbauamtes direkt Offerten 
einholen können? 
 
Sind Modulvarianten geprüft worden? 
Immerhin haben wir in unserer Stadt ein 
hoch leistungsfähiges Holzbauunter-
nehmen, dass für solche Vorhaben prä-
destiniert erscheint. 
 
Damit wir uns recht verstehen: Ich bin 
dezidiert für gute und zeitgemässe Kin-
dergärten. Ich bin aber nicht sicher, ob 
in diesem Projekt das Optimum zwi-
schen Kosten und Resultat angestrebt 
wurde.  
Die Liste von Projekten, die in unserer 
Stadt nicht nur glücklich abgewickelt 
wurden ist nicht allzu kurz: Wenn das 
Resultat zu überzeugen vermag, laufen 
die  Betriebskosten   aus   dem   Ruder 

Corinna Grossenbacher 
 

(Theater), wenn die Vorgaben unglück-
lich gewählt und die Ansprüche aus-
ufern, steht man nach Jahren ohne Re-
sultat da (Eisstadion). 
 
Keine Frage, das Kindergartenprojekt 
muss realisiert werden, der Kindergar-
ten im Hard ist an der Grenze des Zu-
mutbaren, die Steuererhöhung ist un-
umgänglich, so ungern ich das heute 
sage.  
 
Ich wünsche mir, dass in Zeiten stei-
gender Strompreise (nächstens +22%), 
weiterhin gefährlich hoher Gaspreise 
und einer nicht unbeachtlichen Teue-
rung, die zukünftigen Projekte von Poli-
tik und Verwaltung mit starkem Kosten-
bewusstsein angegangen werden. Nur 
so können wir vermeiden, dass mit je-
dem 2. Budget wiederum eine Steuer-
erhöhung verbunden sein wird. Und ja, 
wenn das nächste Agglomeration-Pro-
gramm kommt, können wir auch mal 
nein sagen. Wir haben hohe ÖV-Fre-
quenzen, bald riesige Gelenkbusse, die 
ausserhalb der Stosszeiten kaum be-
setzt sind und sind keine Grossstadt! 
 
 
Corinna Grossenbacher 
Parteipräsidentin und Stadträtin  
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Martin Lerch   

DER WALDHOF MUSS BLEIBEN  
Mit der Nutzerstrategie «Inforama» will 
der Regierungsrat die Standorte der 
landwirtschaftlichen Bildungsangebote 
von aktuell 7 auf gerade noch 3, näm-
lich Rütti Zollikofen (Zentrum), Ins (Ge-
müsebau) und Hondrich (Berg- und 
Alpwirtschaft) konzentrieren. Dieser 
Strategie würde auch der Waldhof in 
Langenthal zum Opfer fallen. Dies ist so 
nicht akzeptabel.   
Starker Widerstand 
Die Nutzerstrategie des Regierungsra-
tes ist bisher auf massiven Widerstand 
gestossen. Dies ist nicht verwunderlich, 
nachdem diese unter Ausschluss der 
Öffentlichkeit und ohne Einbezug der 
Betroffenen erarbeitet worden ist. Als 
Reaktion ist im Grossen Rat eine kan-
tonsweit breit abgestützte, überparteili-
che Motion eingereicht worden, die klar 
auch die Beibehaltung und Stärkung 
des Standorts Waldhof Langenthal for-
dert. Hier sollen vor allem das Angebot 
für Hauswirtschaft und die Bäuerinnen-
Ausbildung gestärkt und aufgrund der 
guten Lage ein Zentrum mit interkanto-
naler Ausstrahlung realisiert werden. 
Die Langenthaler SVP-Grossräte Freu-
diger und der Schreibende haben die-
sen Vorstoss mitunterzeichnet. Ein-
stimmig hat sich auch die Finanzkom-
mission des Grossen Rates gegen die 
Inforama-Strategie positioniert und 

diese mit Auflagen an die Regierung 
zurückgewiesen. 
 
Region Oberaargau stärken 
Mit der vorgeschlagenen Konzentration 
der bäuerlichen Ausbildung im Raum 
Bern würde einmal mehr der ländliche 
Raum und insbesondere der Oberaar-
gau geschwächt. Die bäuerliche Ausbil-
dung und Beratung gehören ganz klar 
in den ländlichen Raum und sicher nicht 
in die Agglomeration Bern! Auch aus re-
gionaler Sicht herrscht der Eindruck 
vor, dass unsere Region benachteiligt 
werden soll, nach dem Motto: «Weit 
von Bern und ohne grosses politisches 
Gewicht». Dies ist staatspolitisch ver-
werflich und gefährlich. Zudem schafft 
sich der Kanton Bern erneut Probleme 
mit nicht mehr genutzter Infrastruktur. 
Wir haben dies bei den Schlössern er-
lebt. Diese standen jahrelang leer und 
haben so teure Stillstandschäden erlit-
ten. Auch im Berner Jura werden mit 
der Reform der Justiz und der Polizei 
infolge des Kantonswechsels von Mou-
tier erneut unnötige und teure Leer-
stände generiert.   
100-jährige Erfolgsstory 
Ende August konnte der Waldhof sein 
100-jähriges Bestehen feiern. Ich war 
beeindruckt vom überwältigenden Be-
sucheraufmarsch. Auch meine Vorfah-
ren haben sich im Waldhof ausbilden 
lassen. Der Waldhof ist die zentrale In-
stitution unserer Landwirtschaft im 
Oberaargau, die es zu stärken gilt. Die 
Oberaargauer SVP-Grossräte engagie-
ren sich sehr stark für die Erhaltung des 
Waldhofs und hoffen dabei auch auf die 
Solidarität der Kolleginnen und Kolle-
gen der anderen Parteien. Bei wichti-
gen regionalen Anliegen macht uns das 
Oberland regelmässig vor, wie es geht: 
Über die Parteigrenzen hinweg ge-
schlossen den regionalen Anliegen 
zum Durchbruch verhelfen!  
Martin Lerch 
Grossrat & Stadtrat 

AKTUELLES AUS DEM GROSSEN RAT  
Der Grosse Rat des Kantons Bern hatte 
in den vergangenen Tagen und Wo-
chen verschiedene weitreichende Ent-
scheide gefällt, nachfolgend seien ei-
nige erwähnt: 
 
Gesetzgebung in Krisenzeiten 
Die Covid-Krise hat gezeigt, dass die 
parlamentarische Tätigkeit in Krisenzei-
ten nicht wie gewohnt funktioniert: 
Wenn in Notlagen innert weniger Tage 
Entscheide gefällt werden müssen, ist 
es bereits aus organisatorischen Grün-
den kaum möglich, das ganze Parla-
ment ordentlich einzubeziehen. In Kri-
senzeiten sind damit gewisse Voll-
machten an die Exekutive unerlässlich. 
Parlament und Volk sind aber auch in 
Krisenzeiten keine blossen Zaungäste 
der Politik. Sie haben dafür zu sorgen, 
dass die Regierung ihre in Krisenzeiten 
erweiterten Befugnisse nicht über-
dehnt. Der Grosse Rat hat nach um-
fangreichen Vorarbeiten eine Vorlage 
zur Klärung der Rolle des Parlaments 
und der Volksrechte in Krisenzeiten er-
arbeitet. Künftig kann der Grosse Rat 
Gesetze für dringlich erklären. Sie wir-
ken damit bereits bei der Verabschie-
dung und nicht erst nach der Referen-
dumsfrist. Das Parlament kann damit 
insbesondere in Krisenzeiten schneller 
reagieren. Damit das Dringlichkeits-
recht des Parlaments nicht missbraucht 
wird, um z.B. unter dem Schlagwort 
«Klimakrise» kurzfristig neue Abgaben 
oder Pflichten vorzusehen, wird ein 
Quorum von zwei Dritteln der Gross-
ratsmitglieder für eine Dringlichkeit ver-
langt. Nur eine qualifizierte Mehrheit im 
Parlament kann Dringlichkeit beschlies-
sen. Jedes dringlich erklärte Gesetz un-
tersteht zudem der obligatorischen 
Volksabstimmung, die bereits sechs 
Monate nach Inkrafttreten des dringli-
chen Gesetzes erfolgen muss. Damit 
werden auch die Mitwirkungsrechte des 
Volkes   in  Krisenzeiten  gestärkt,    sie  

 
Patrick Freudiger 

 
reichen insoweit namentlich weiter als 
auf Bundesebene. 
 
Ebenfalls werden zusätzliche Konsulta-
tionsrechte grossrätlicher Gremien vor-
gesehen, um in Krisenzeiten einen mi-
nimalen parlamentarischen Einbezug 
zu gewährleisten. Geschärft wurden 
auch die Kompetenzen des Parlaments 
bei Notverordnungen des Regierungs-
rats: Greift die Exekutive zum Notrecht, 
muss der Grosse Rat eine entspre-
chende Verordnung innert einer kurzen 
Frist von sechs Wochen genehmigen. 
Die Genehmigung kann auch nur teil-
weise erfolgen. 
 
Da die Einführung eines Dringlichkeits-
rechts eine Verfassungsänderung er-
fordert, werden die Stimmbürger dazu 
das letzte Wort haben. Die Vorlage ist 
insgesamt ein guter Kompromiss und 
verdient unsere Zustimmung. 
 
Videokameras für mehr Sicherheit 
Videokameras zur Überwachung des 
öffentlichen Raums können wertvolle 
Dienste bei der Ermittlung von Straftä-
tern leisten und zudem abschreckend 
auf mögliche Straftäter wirken. Heute 
kann eine Gemeinde eine solche Über-
wachung an öffentlichen Orten verlan-
gen und die Kantonspolizei muss sie 
bewilligen. Was aber geschieht, wenn 
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eine Gemeinde ausnahmsweise bei ei-
nem virulenten Gefahrenherd untätig 
bleibt, die Installation einer Kamera 
aber einen Beitrag für mehr Sicherheit 
leisten könnte? Bislang hatte eine sol-
che Unterlassung keine Konsequenzen 
für die untätige Gemeinde. Neu soll der 
Regierungsrat nötigenfalls gegen den 
Willen der Gemeinde eine Kameraüber-
wachung befristet anordnen können, 
wenn an einem öffentlichen Ort in der 
Vergangenheit wiederholt schwere 
strafbare Handlungen (z.B. Verbrechen 
gegen Leib oder die sexuelle Integrität, 
schwere Betäubungsmitteldelikte) be-
gangen worden sind, die Gefahrenlage 
fortbesteht und andere Massnahmen 
sich als nicht wirkungsvoll erwiesen ha-
ben. Die Kosten einer solchen Kamera-
überwachung hat die untätige Ge-
meinde zur Hälfte zu begleichen. Ge-
meindeautonomie ist ein hohes Gut, 
beinhaltet aber auch Verantwortung. 
Gemeindeautonomie ist keine Ent-
schuldigung, wenn eine Gemeinde of-
fensichtlich nicht ausreichend für die Si-
cherheit der Menschen sorgt. Der 
Grosse Rat hat vor einigen Tagen eine 
entsprechende Revision des Polizeige-
setzes in erster Lesung genehmigt. Die 
zweite Lesung steht noch bevor. Die 
Gesetzesberatung hat insbesondere 
auch die gute Zusammenarbeit der bür-
gerlichen Parteien im Parlament aufge-
zeigt, die trotz beispiellos einseitiger 
medialer Berichterstattung und polemi-
scher Kritik urbaner linker Kreise stand-
haft geblieben sind. 
 
Schutz der Hauseigentümer 
Mehrfach standen im Grossen Rat zu-
sätzliche Vorgaben für Hauseigentümer 
zur Debatte. So wollte der Regierungs-
rat den Gemeinden die Einführung ei-
ner Drittmeldepflicht ermöglichen. Ver-
mieter hätten mit einer solchen Pflicht 
den Ein- und Auszug von Mietern oder 
Logisnehmern melden müssen. Dies 
hätte zusätzliche Bürokratie zulasten 

der Vermieter bedeutet. Der Grosse 
Rat lehnte die Forderung ab. Die Linke 
verlangte zudem mit einer Motion die 
Einführung des amtlichen Formulars für 
den Abschluss von Mietverträgen. Mit 
dem Formular müsste der Vermieter 
auf dem Mietvertrag auch offenzulegen, 
wie hoch die Vormiete gewesen ist. Da-
mit könnten Mieter einfacher den An-
fangsmietzins anfechten (notabene 
kurz nachdem sie den Mietvertrag ei-
gentlich unterzeichnet haben). Auch 
diese Forderung würde zu mehr Büro-
kratie und zudem zu mehr Gerichtspro-
zessen führen. Nur die wenigsten Kan-
tone haben ein solches Instrument ein-
geführt. Der Grosse Rat lehnte die linke 
Motion zu Recht ab. 
 
Verschiedene Studien zeigen in der 
Schweiz in der Tat einen Wohnungs-
mangel auf. Dass vereinzelt Gemein-
den wie z.B. Huttwil zu viel Leerwoh-
nungen haben, ändert daran nichts. 
Grund für den Wohnungsmangel ist 
nebst der hohen Zuwanderung eine zu 
geringe Bautätigkeit. Die innere Ver-
dichtung harzt, insbesondere aufgrund 
zu komplizierter Bewilligungsverfahren 
und restriktiver Vorschriften (Ausnüt-
zungsziffer, Denkmalpflege usw. usf.). 
In Berggebieten hat die Zweitwoh-
nungsinitiative eine Verteuerung von 
Immobilien und einen zunehmenden 
Wohnungsmangel bewirkt. Der Woh-
nungsmangel ist durch übermässige 
Regulierungen selbstverschuldet. Zu-
sätzliche bürokratische Hürden behin-
dern Anreize zum Bauen und Vermie-
ten, genau dies ist das falsche Rezept 
gegen Wohnungsmangel. Es ist an der 
Zeit, Hauseigentümer und Vermieter 
wieder als Partner für die Schaffung 
von Wohnraum zu sehen statt als Geg-
ner. 
 
 
Patrick Freudiger 
Grossrat und Vizefraktionschef SVP 



5

 
Beat Bösiger 

 
…WEIL ER WEISS, WOVON ER SPRICHT 
 
Mit Beat Bösiger verfügt die kleine 
Region Oberaargau bei den kom-
menden Nationalratswahlen über ei-
nen aussichtsreichen Kandidaten. 
Die Chancen stehen gut, dass der 
Niederbipper Gemüseproduzent 
nach einer langen Durststrecke von 
34 Jahren der nächste Oberaargauer 
SVP-Nationalrat wird (nach Landwirt 
William Wyss, Grasswil, 1987 – 
1999). Mit seinem Wahl-Slogan 
«…weil er weiss, wovon er spricht», 
macht Bösiger darauf aufmerksam, 
dass er als Gemüseproduzent, Un-
ternehmer, Grossrat und Familienva-
ter über ein grosses Fachwissen und 
viel praktische Erfahrung verfügt. 
 
Und plötzlich steht er auf dem Sprung 
in den Nationalrat. Der 53-jährige Beat 
Bösiger kann es selbst kaum glauben, 
denn bis vor ein paar Jahren war er auf 
der politischen Bühne überhaupt nicht 
präsent, weder in der Gemeinde noch 
in regionalen Gremien. Politisch inte-
ressiert war der Niederbipper Gemüse-
produzent aber schon lange. «Bei der 

EWR-Abstimmung 1992 habe ich die 
Politik erstmals bewusst wahrgenom-
men», erzählt er. Damals sei SVP-Ur-
gestein Christoph Blocher fast täglich 
im Fernsehen zu sehen oder im Radio 
zu hören gewesen. Das habe ihn faszi-
niert, bemerkt Bösiger. 
 
Dennoch dauerte es über 20 Jahre, bis 
Beat Bösiger selbst auf dem politischen 
Parkett aktiv wurde. Im Jahr 2017 
wurde er von der SVP Oberaargau für 
eine Kandidatur in den Grossen Rat an-
gefragt. Beat Bösiger sagte zu und 
wurde prompt gewählt. Nur ein paar 
Monate später kandidierte der neue 
SVP-Grossrat bereits ein erstes Mal für 
den Nationalrat, wo er ein beachtliches 
Resultat erzielte das ihm signalisierte, 
in vier Jahren einen weiteren Versuch 
zu wagen, vielleicht sogar mit besseren 
Wahlchancen. 
 
Der richtige Zeitpunkt für dieses Amt 
Genau das tat Beat Bösiger dann auch 
und stellte sich im Frühjahr erneut als 
Kandidat für die Nationalratswahlen zur 
Verfügung. Und die Chancen auf einen 
Sitz im Nationalrat sind für den Patch-
work-Familienvater (vier erwachsene 
Kinder) günstig. Die SVP verzeichnet 
im Kanton Bern drei Vakanzen, die es 
zu ersetzen gilt. Beat Bösiger sagt des-
halb auch voller Hoffnung: «Die persön-
lichen Voraussetzungen für ein Natio-
nalrats-Amt stimmen vollumfänglich. 
Ich befinde mich im richtigen Alter, ver-
füge über ausreichend berufliche und 
politische Erfahrung und bin gut ver-
netzt. Es wäre der ideale Zeitpunkt für 
mich, ein solches Amt anzutreten.» 
 
Dabei gibt er zu, dass er sich bis zu sei-
ner Wahl in den Grossen Rat gar nicht 
recht vorstellen konnte, ein politisches 
Amt zu übernehmen, «weil ich dermas-
sen stark in meinen Betrieb eingebun-
den war». Doch je länger er sich mit die-
sem Gedanken befasst hat, desto mehr 
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gefiel ihm dieser. Der Einstieg in die Po-
litik sei ihm allerdings nicht leichtgefal-
len, bestätigt er. «Als Unternehmer 
kannst Du tagtäglich selber entschei-
den und Du siehst sofort ein Resultat. 
Ich bin bei meiner Tätigkeit völlig unab-
hängig.» In der Politik dagegen habe er 
lernen müssen, dass es in erster Linie 
darum gehe, Mehrheiten zu finden. 
«Damit musste ich mich erst zurechtfin-
den», bemerkt Beat Bösiger. 
 
Mehrheiten muss Beat Bösiger nun 
auch im Wahlkampf finden – mehr 
Stimmen, die für ihn abgegeben wer-
den als für die anderen SVP-Kandidie-
renden. Punkten will er diesbezüglich 
bei der Bevölkerung mit seinen 
Kernthemen, beispielsweise der Land-
wirtschaft. «Ich setze mich für eine mo-
derne, umweltfreundliche, produzie-
rende Landwirtschaft ein, mit einem ho-
hen Selbstversorgungsgrad sowie we-
niger Bürokratie und mehr unternehme-
rischer Freiheit», sagt er dazu. Und na-
türlich steht bei ihm auch das SVP-
Kernthema Migration auf der persönli-
chen Prioritätenliste. «Ich will keine 10-
Millionen-Schweiz. Die uneinge-
schränkte Einwanderung in unser Land 
ist zu stoppen. Asylmissbrauch gilt es 
zu bekämpfen.» 
 
Auch ausserhalb der SVP geschätzt 
Damit wären wir wieder bei seinem 
Wahl-Slogan angelangt, denn Beat Bö-
siger weist darauf hin, dass er bei den 
oben erwähnten Themen direkt betrof-
fen ist und deshalb wisse, wovon er 
spreche. So achtet er als Gemüsepro-
duzent auf eine nachhaltige, umwelt-
schonende Produktion. Er hat seinen 
Betrieb energetisch optimiert und auf 
der Produktionshalle eine Solar-Anlage 
montiert. In seinem Betrieb arbeiten 
während der Hauptsaison ausländische 
Saisonniers, die hier ein geregeltes Ein-
kommen erhalten, soziale Strukturen 

vorfinden und dazu die Möglichkeit der 
gesellschaftlichen Integration erhalten. 
 

 
 
Vielleicht ist es diese Vielfältigkeit, die 
Beat Bösiger auszeichnet, gepaart mit 
seiner persönlichen Ausstrahlung, der 
ruhigen, besonnen und kompromissfä-
higen Art, die bei seinen bisherigen 
Wahlen dafür sorgte, dass er jener Kan-
didat mit den meisten parteifremden 
Stimmen war. «Diese Statistik hat mir 
gezeigt, dass ich offenbar auch aus-
serhalb meiner Partei gut ankomme, 
man nimmt mich wahr.» Der National-
ratskandidat weiss: «Wahlen gewinnt 
man auch mit fremden Stimmen», sagt 
er – oder mit Kandidaten wie Beat Bö-
siger, der «weiss, wovon er spricht».
   

textwerk/war 
 
 
 
 
 
 
Bildlegende:  
Der Niederbipper Gemüseproduzent 
Beat Bösiger kandidiert für den Natio-
nalrat, weil er sich beruflich und poli-
tisch vielfältig engagiert und deshalb 
überzeugt ist, dass er bei vielen The-
men seine praktische Erfahrung ein-
bringen kann, «weil er weiss, wovon er 
spricht». (Bilder: Leroy Ryser) 
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Aeberhard Heidi + Karl, Langenthal 
Aeschimann Béatrice + Pietro, L’thal 
Bandi Jacqueline + Andreas, L’thal 
Blaser Manuel, Herzogenbuchsee 
Bösiger Daniel, Langenthal 
 
Bösiger Heinz, Langenthal 
Bösiger Peter, Untersteckholz 
Brand Fred, Langenthal 
Bühler Elsbeth + Hans, Bannwil 
Bühler Peter, Langenthal 
 
Bürki Annemarie + Fritz, Langenthal 
Burlon Ralph, Langenthal 
Burlon Senta, Langenthal 
Di Nino Regula + Roberto, L’thal 
Flükiger Armin, Langenthal  
 
Fluri Patrick, Langenthal 
Freudiger Doris + Adolf, Langenthal 
Freudiger Patrick, Langenthal 
Grossenbacher Christine + Stefan, 
Langenthal 
 
Grossenbacher Corinna, Langenthal 
Grütter Doris, Langenthal 
Haas Doris + Robert 
Hallauer Urs, Langenthal 
Herzig Charlotte, Aarwangen 
 
Huber Daniel, Langenthal 
Hunziker Johannes, Langenthal 
Jordi Susanne + Hans-Ueli, L’thal 
Jufer Max, Langenthal 
Krummenacher Catherine + Bernhard 
Langenthal 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
   
 
Lanz Ruth + Willi, Langenthal 
Lanz Corinne, Langenthal 
Lerch Bianchi Armida + Martin, L’thal 
Leuenberger Samuel, Bannwil 
Marti Christa + Rudolf, Aarwangen 
 
Morgenthaler Helen, Langenthal 
Morgenthaler Ursula, Langenthal 
Oberli Stefan, Thunstetten 
Richner Roland, Langenthal 
Roos Patrick, Roggwil 
 
Rufener Thomas, Langenthal 
Sanmartin Celso, Langenthal 
Schaad Elisabeth, Langenthal 
Schaller Albert, Langenthal 
Schlapbach Lars, Langenthal 
 
Sommer Roland, Langenthal 
Sterchi Beat, Langenthal 
Studer Ines + Manfred, Langenthal 
Trinkler Marc, Bannwil 
Trösch William, Langenthal 
 
Wälchli Willi, Thunstetten 
Waldmann Beat, Langenthal 
Witschi Rose-Marie + Ernst,  
Untersteckholz 
Wüthrich Heinz-Peter, Langenthal 
 
Wyler Annemarie + Hanspeter, L’thal 
 
 
und weitere anonyme Spender 
 
 
 

FOLGENDE PERSONEN UNTERSTÜTZEN DAS SVP BULLETIN 
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Langenthal Tel. 062 923 77 55

S. Flückiger AG
Huttwilstr. 58, 4944 Auswil
Bleienbachstr. 54, 4900 Langenthal
www.sfag.ch, contact@sfag.ch

 

GROSSENBACHER WEINE
JURASTRASSE 26 – 4900 LANGENTHAL

GG

 

Habcherig 1
4924 Obersteckholz
062 922 19 60

Lion Automobile AG
Bleienbachstr. 54 | 4900 Langenthal
www.lionautomobile.ch
info@lionautomobile.ch

ALLEN PERSONEN UND FIRMEN 
DANKEN WIR FÜR DIE UNTER-
STÜTZUNG HERZLICH!

Mit uns sind Sie in jeder Situation gut gepolstert

Erlacher Polster GmbH | Chasseralstrasse 18 | 4900 Langenthal | Telefon 062/965 05 55 | info@erlacher-polster.ch | www.erlacher-polster.ch

Ein Garant für solide Polsterarbeit

stega Kollektion | Neubezüge | Polsterarbeiten aller Art
Besuchen Sie unsere Ausstellung, verlangen Sie eine Heimberatung oder senden Sie uns ein Foto für eine Offerte.

Garten- und Hauswartservice
Cornelia Wälchli, Langenthal

Ganz entspannt Haus und Garten geniessen!
gartenhauswart.waelchli@gmx.ch · 076 720 05 14

GartenserviceCorneliaWaelchli_Magnettafel_600x300mm_Jun23_Lay02.indd   1GartenserviceCorneliaWaelchli_Magnettafel_600x300mm_Jun23_Lay02.indd   1 16.06.23   20:3716.06.23   20:37

Ganz entspannt Haus 
und Garten geniessen!
gartenhauswart.waelchli@gmx.ch

076 720 05 14


